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Amerika und die Abrüstung
Der Hauptausschuß der Abrüstungskonferenz

tritt heute zusammen
WTB . Lausanne , 22. Juni . <Tel .> Wie »erlautet , soll

fc« Hauptausschuß der Abrüstungskonferenz
fit heute Nachmittag 4 .30 Uhr in Genf aus besonderen
Wunsch des Präsidenten Ho » » er zu einer 8 » .U «
sitzung einberufen werden . Er wird zu de» Schritten
Stellung zu nehmen haben , die von G i b s » « gestern und
vorgestern hier unternommen worden sind. An dieser Sitzung
wird Reichsauhenminister Freiherr » . Neurath teilnehmen .

Anf der Tagesordnung steht als einziger Punkt : Er kl « -
rung der amerikanischen Delegation . Man
nimmt an, daß Gibson die Gelegenheit benutzen wird , um die
Gesamthaltung der amerikanischen Regie -
rung zur Abrüstungsfrage und zum jetzige« Stand der Ab-
rüstungsverhandlungen darznlegen . Man sieht in allen Kon-
ferenzkreisen der in Aussicht gestellten Erklärung Gibsons mit
größter Spannung entgegen .

*
Bon maßgebender amerikanischer Seite in Genf wird be¬

stätigt , daß die amerikanische Delegation fest entschlossen ist .
vie europäischen Mächte vor klare Entscheidungen in der Ab-
rüstungsfrage zu stellen . Gibson hat , wie man annimmt ,
auch bei dem gestrigen Besuch bei Macdonald nachdrücklichst
auf einen gewissen Grad von quantitativer Abrüstung im
Sinne des amerikanischen Planes bestanden , der wenigstens
die Grundlage für eine praktische Lösung des gesamten Fra -
oenkomplexes bilden soll. Gibson soll auch bei dieser Ge -
legenheit auf den Zusammenhang zwischen Schulden - und
Abrüftungsfrage hingewiesen haben, indem er erklärte, daß
Europa , wenn es soviel Geld für seine Rüstungen auszugeben
in der Lage sei, auch seine internationalen Verpflichtungen
begleichen

"
könne .

Der französische Ministerpräsident , Herriot , soll am Diens¬
tag Gibson erklärt haben , die amerikanische These von bet
quantitativen Abrüstung sei für Frankreich völlig unannehm -
bar. Man könne vielleicht über qualitative Abrüstung reden,
aber man müßte die quantitative Frage aus dem Spiel lcts-
fem . Demgegenüber soll Gibson wiederholt haben , daß Ame -
rika zu einem positiven Resultat kommen will . Wenn Frank -
reich in der Frage seiner Verpflichtungen an Amerika etwas
erreichen wolle , so müsse es seinerseits zu Opfern bereit sein .

„Echo de Paris " schreibt , Gibson habe bei der Unterredung
in Morges die unmittelbar bevorstehende Veröffentlichung
einer Erklärung des Präsidenten Hoover über die Abrüstungs -
und Schuldenfrage angekündigt . Hoover würde zum Ausdruck
bringen , daß die

"
amerikanische Regierung in Zukunft keine

Herabsetzung ihrer Gläubigeransprüche bei Europa ins Auge
fassen könne , wenn sich die Staaten Europas nicht dahin ver -
ständigten , ihre Rüstungen beträchtlich herabzusetzen.

Der radikale Abgeordnete Jean Piot , der als Sonder -
berichterstatter des „Oeuvre " in Lausanne weilt , erklärt eben -
falls , Gibson habe den Vertretern Frankreichs ein richtiges
Ultimatum unterbreitet : Frankreich solle hinsichtlich der Re -
parationen nachgeben , und dann würde es von den Ameri -
kanern günstige Bedingungen bezüglich der Regelung der
Schulden erhalten . *

WTB . Washington , 22 . Juni (Reuter ) . Wie aus den
Kreise« des Staatsdepartements verlautet , erwartet man hier,
daß die Abrüstungskonfernz innerhalb zwei » der
drei Tagen zu riner Entscheidung kommt, e n t -
weder i « negativem oder positivem Sinne .

Me ÄlvbettSmavttlage im Keich
14 000 weniger

Der Arbeitsmarkt hat in der ersten Junihälfte nur eine
geringfügige Entlastung erfahren . Die Zahl der Arbeitslosen
betrug am 15. Juni nach den Meldungen der Arbeitsämter
rund 5 569000 lind lag somit um rund 14 000 « nter dem
Stande vom 31. Mai . Dieser Rückgang wäre stärker, wenn
nicht der saisonmäßigen Entlastung eine Verschlechterung in
den überwiegend von der Konjunktur abhängigen Berussgrup -
Pen entgegengewirkt hätte . Seit dem Höchststände des Win -

• ters ist eine Abnahme um rund 580 IM » Arbeitslose zu ver -
zeichnen , während im Sorjahr die Frühjahrsentlaftung , die
allerdings schon um einen Monat früher einsetzte , bis Mitte
Juni sich aus rund 990 000 belaufen hatte .

Die Zahl der HauptunterstStzungsempfänger in der Arbeits -
losenversicherung hat wieder etwas stärker , und zwar um
rund 74 000 , abgenommen und betrug am 15. Inn ! rund
1 003 000 . In der Krisenfürsorge wurden die durch Aussteue -
rung oder durch Arbeitsaufnahme entstehenden Abgänge
nahezu aufgehoben durch die Zugänge aus der Versicherung ,
so daß nach einem Rückgang um rund 8000 Mitte des Monats
rund 1573 000 Krisenunterstützte gezählt wurden . Die ge-
kennzeichnete Entwicklung läßt vermuten , daß die Zahl der
Wohlfahrtserwerbslose «, die Ende Mai rund 2 086 000 be -
tragen hatte, inzwischen weiter gestiegen ist.

Scharketz Weltmeister
In einem unerhörten , mit aller Erbitterung auf beiden

Seiten geführten Kampf gewann am Dienstag vor 80 000
Zuschauern im neuerbauten Freiluftstadion auf Long Island
bei Re» ?)» rk der Amerikaner Jack Sharkep die Weltmeister -
fchaft im Zchwergewickt und entthronte damil den deutschen
Titelverteidiger Max Schmeling . Das Urteil entsprach aber
keineswegs dem Kampfverlauf , obwohl das Schiedsgericht mit
L : 1 Sharkeh zum Sieger erklärte . Bei Verkündung des Ur¬
teils brach ein stürmischer Protest der Zuschauer aus , die all -
gemein Schmeling als Sieger erwartet hatten .

Letzte Nachrichten
Eine deutsche TvibutbenSschvift
Heute vormittag in Lausanne überreicht

WTB . Lausanne . 22. Juni . <Tel .) Die deutsche De1 e -
gatio « hat im Verfolg der Besprechungen, die mit der eng-
lisch«« Delegation stattgefunden haben, eine Niederschrift
über die dabei berührten Gedankengänge ausgearbeitet . Die
Niederschrift wurde heute vormittag vom deutsche » Außen -
minister , Frhrn . v. R e u r a t h , dem englischen Premiermini -
ster Macdonald überreicht. In diesem Memorandum
wird der deutsche Staudpunkt noch einmal zu -
sammengefaßt und die produktiven deutschen Gedanke«
eines weltwi -rtschaftlichen Aufbaues und einer
Erneuerung auf weltwirtschaftlichem Ge -
biete sowie der Verhütung einer Gegeneinanderarbeit der
Staaten untereinander noch einmal dargelegt .

*
Der „D . Allg . Ztg ." zufolge , enthält die Denkschrift sieben

Hauptargumente für Begründung der deutschen Forde -
rung nach sofortiger und völliger Strei -
chu « g der Tribute und zur Ablehnung der französische«
Idee eines Resttributs , die, kurz zusammengefaßt , be -
sage« :

1 . Die gewaltige deutsche Arbeitslosigkeit .
2. Die Senkung der öffentlichen Ausgaben in Deutschland ,

von denen etwa ein Drittel auf soziale Lasten entfallen , ist
brutal durchgeführt worden , zum Teil bis auf „Elendssätze " .

3 . Auch die ausländischen Sachverständigen haben die Tat -
fache der unnatürlichen Ubevdrehung der deutsche« Steuer -
schraube anerkannt .

4 . Zu hoher Zinsfuß und Aufzehrung der Kapitalreserve «.
5 . Die deutsche private Auslandsverschuldung , die zum gro -

ßen Teil auf die Tribute zurückgeht.
ö . Die Reichsbahn - Gesellschaft besitzt gleichfalls keine Reser -

ven mehr . Die Einnahmen sind gegenüber 1S29 um minde¬
stens 50 Prozent zurückgegangen . Ebenso unmöglich wie die
Ausgabe von Eisenbahnobligationen ist die Hergabe von
Aktien der Reichsbahn .

7 . Die Lebensfähigkeit der deutschen Wirtschaft würde durch
Resttribute weiter auf Jahre hinaus schwer geschädigt werden .

Zu diesen Argumenten ist noch die durchschlagende Begrün -
dung hinzuzufügen , daß die vernichtende Wirkung der Tribut -
und Schuldenzahlungen für das gesamte Geld - und Kredit -
Wesen der Welt durch d«e gegenwärtige Krise einwandfrei be-
wiesen wird .

ÄuLmmueuivitt
der Snttenminiftevkonfevenz

Reich und Länder
CNB . Berlin , 22. Juni . (Priv . -Tel.) Die für heute vor-

mittag elf Uhr einberufene Konferenz der Innen -
minister der Länder ist, wie wir erfahren, zur ange -
«ebenen Zeit im Reichsinnenministerinm unter dem Borsitz de»
Reichsinnenministers Freiherr « v . Gayl , zusammentrete «.

Bayerischer Ministerrat
CNB . München , 22. Juni . (Prw .-Tel .) Bor der gesternabend erfolgten Abreise des bayerischen Innenministers Dr.

Stützet und der ihm beigegeben «» juristischen Berater nachBerlin fand ein Ministerrat statt , in dem über die bei der
Konferenz der Innenminister einzuhaltenden Richtlinie « Be -
schlug gefaßt wurde . Bayern wird — wie verlautet — an
seinem Rechte, ein Uniformverbot aus eigener Machtbefugnis
zu erlassen und seine Dauer selbst zu bestimmen , unbedingt
festhalten . Gegen andersgerichtete Meinungen würde es das
Urteil des Staatsgerichtshofes beim Reichsgericht anrufen .
Auf dieser Rechtsbasis könne seiner Auffassung nach ein Kon -
slikt vermieden werden .

Nentichev Slottenbesuch Ni Danzig
Polen beteiligt sich nicht an den Veranstaltungen
WTB . Danzig , 22. Juni . lTel . j Die polnische Regierung

hat der Danzig « Regierung heute die Absicht der deutschen
Reichsregierung , deutsche Kriegsschiffe zu einem Besuch nach
Danzig zu entsenden , amtlich übermittelt , und gleichzeitig er-
klären lassen , sie habe durch ihren Gesandten in Berlin
darauf aufmerksam machen lassen , daß sie im gegenwärtigen
Augenblick einen Besuch der deutschen Marine in Danzig aus
mehreren ernsthaften Gründen nicht für angebracht erachte .Die polnische Regierung halte auch heute noch an diesem
Standpunkt fest. Mit Rücksicht darauf wird sich der diploma -
tische Vertreter Polens , wie er der Danziger Regierung mit .
teilte , nicht an den Veranstaltungen anläßlich des deutschen
Flottenbesuchs beteiligen .

Die Danziger Regierung hatte nach Eingang der amtlichen
Meldung über den deutschen Flottenbesuch sofort die beteilig -
ten Stellen zu der in den Verträgen vorgesehenen Programm -
besprechung eingeladen . Da ? bei dieser Besprechung festge -
setzte Programm wird nun auf diplomatischem Wege dem
deutschen Gesandten in Warschau zur Weitergabe an die be-
teiligten deutschen Stellen übermittelt werden . Die deutschen
Schiffe werden Donnerstag früh 8 .30 Uhr auf der Danziger
Reede eintreffen .

DerRheinunddieRheinschisf .
fabvt im tvandel der Jette «

Von Oberregierungsrat Deisler , Abteilungs -
direktor a . D .. Karlsruhe

IV . (Fortsetzung )
Im Artikel 97 der deutschen Reichsverfassung ist

der Übergang der dem allgemeinen Verkehr dienenden
Wasserstraßen in das Eigentum und die Verwaltung des
Reiches verkündet , aber Artikel 178 enthält eine weit -
gehende Einschränkung . Hier wird anerkannt , daß etlva
dem Bersailler Diktat entgegenstehende Bestimmungen
nicht in Kraft treten . Nach dem Diktate , das in den
Artikeln 354 bis 362 das neue Rheinregime regelt und
im Grundsatze die Mannheimer Akte aufrecht erhält , sind
nicht das Reich , sondern die besonders bezeichneten
Staaten , d . h. in Wirklichkeit Frankreich und die ihm
verbündeten Staaten , über das . Schicksal des Rheins und
der Rheinschiffahrt entscheidend. Frankreich nimmt das
alleinige Recht zur Ausnützung der Wasserkräfte des
Oberrheins zwischen Lauterburg und Basel für sich in
Anspruch . In der über die Rheinfrage entscheidenden
Zeaträlkommission hat es sich den Vorsitz und durch die
Art der Stimmverteilung die Mehrheit gesichert. Die
Schweiz , Holland , Belgien , Großbritannien und Italien
erhalten je 2 Stimmen , Frankreich (außer dem Vorsitz )
und die deutschen Uferstaaten je 4 . Obwohl die Schweiz
nicht zu den Signatarmächten des Friedensvertrags ge-
hört und an den früheren Schiffahrtsakten nicht beteiligt
ist, so Wirt» sie jetzt doch tatsächlich als Mitglied der Rhein -
akten angesehen .

Um sich über die Bedeutung der Zentralkommissionein vollständiges Bild zu inachen, mutz hier angeführtwerden , daß ihr die endgültige Entscheidung zweier , die
Rheinschiffahrt stark berührender Fragen zusteht , einmal
über die Ausführung eines Rheinseitenkanals von Baselbis Straßburg , sodann über die Genehmigung etwaiger
Anträge der Schweiz zur Inanspruchnahme gleicher
Rechte bezüglich deutschen Hoheitsgebietes auf der Streck«
Basel —Konstanz zum Ausbau von Wasserkräften , wie
sie im Artikel 338 ' des Friedensdiktates Frankreich für
die Strecke Basel —Lauterburg zugesichert sind . Durchden Machtspruch von Versailles wurde den zwischen Ba -
den und Elsaß einerseits , der Schweiz andererseits seit
langem schwebenden Verhandlungen über die Schiffbar -
machung des Rheins zwischen Straßburg und Basel ein
Ziel gesetzt . Es war möglich, mit flachen Booten Fahr -
ten bis Basel durchzuführen , wie solche die Firma
Kniepscheer schon 19V5 ausgeführt hat . Die Schweiz ver -
langte aber die Herstellung eines Großschiffahrtsweges .

Während Baden sich für eine Kanalisierung der frag -
lichen Rheinstrecke entgegenkommend zeigte , lehnte Elsaß
in wohlverstandenem Eigeninteresse ab , Gelder für die
Verlängerung der Großwasserstraße bis Basel aufzuwen -
den . Straßburg befürchtete mit Recht eine Wieder -
holung des Vorgangs von Mannheim und hielt es für
geeigneter , den Rhein zur Kraftgewinnung aus -
zunützen . Die Zentralkommission hat nun sowohl
den Bau eines Kraftwerkes bei Kembs durch
Frankreich genehmigt , als auch die Regulierung des
Oberrheins bis Basel und gleichzeitig den Bau eines
Rheinseitenkanals Straßburg —Basel gutgeheißen . Die
Bauten des Kembser Kraftwerkes umfassen die Errich -
tung eines großen Stauwehrs im Rhein . Abwärts des
Wehres zweigt ein Kraft - und Schiffahrtskanal ab , der
die Meiner Schwelle umgeht , 1 Kilometer nördlich die-
ser Barre in den Rhein einmündet und kurz vor der
Mündung das Kraftwerk mit zwei Seitenschleusen für
die Schiffahrt enthält . Die Länge des Kembser Kanals
beträgt 6,8 km . Diese Anlagen gehen im Laufe
dieses Jahrs (1932) nun der Vollendung entgegen . Die
Schweiz erlangt durch diesen Seitenkanal und die Rhein -
regulierung die langersehnte Verbindung mit dem Meere
für die Großschiffahrt . Bon Basel bis Straßburg steht
ihr schon bisher im Rhein -Rhone -Kanal ein Hilfsweg
zur Verfügung , der , wie die Erfahrung der letzten Jahre
gezeigt hat , durch Verwendung von Eisenbahnlokomotiven
(die Deutschland durch das Friedensdiktat abliefern
mußte ) als Zugkraft beachtliche Leistungen aufweist und
sich als starker Wettbewerber auch gegen die Reichs-
eisenbahn im Verkehr mit der Schweiz und darüber hin -
aus gezeigt hat . Ter Umschlag wurde nach Straßburg
gezogen lind der Kehler Hafen kaltgestellt.



Aus de« neuen
Erweiterter Zwangsvollstreckungsschuh

unter Zinserhöhung
Zu d«n Schutzmaßnahmen für den Schuldner im Realkre -

dit , die durch die Dezember - Notverordnung getroffen wurden,
gehört« die evtl. Hinausschiebung der Zwangsvollstreckung .
Durch die neue Notverordnung werden die Gläubiger ermäch -
tigt , auf bestimmte Rückstände an Zinsen einen Zuschlag von
maximal M Proz . de« Kapitals zu erheben . Die weitere
einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung kann auf die
Kapitalforderung beschränkt werden , und sie mutz grundsätz -
lich darauf beschränkt werden , wenn die Forderung des be-
treibenden Gläubigers innerhalb der ersten sieben Zehntel
des Grundstückswertes liegen . Ferner soll die erneute Ein -
stellung der Zwangsvollstreckung unzulässig sein , wenn der
Schuldner bereits bei Inkrafttreten der Dezember - Verord -
nung mit wiederkehrenden Leistungen sechs Monate im Rück -
stand war und diese alten Rückstände nicht bezahlt hat . Bei
landwirtschaftlichen Grundstücken sind allerdings die Zinsauf -
lagen bis 30. September ausgeschlossen worden .

Der Wortlaut der Verordnung enthält im übrigen noch
wichtige Bestimmungen , die aus den vorher mitgeteilten In -
Haltsangaben nicht ersichtlich waren . So wird ausdrücklich
betont , datz eine unverschuldete Notlage des Vermieters in -
folge der autzerordentlichen Mietkündigung auch dann anzu -
nehmen ist, wenn der Vermieter anderweits Einkünfte nicht
»ur Erfüllung der Verbindlichkeiten aus dem Grundstück
herangezogen hat , sofern diese anderweiten Einkünfte zur Be-
friedigung notwendiger Lebensbedürfnisse , zur Vornahme von
Jnstandsetzungsarbeiten oder Aur Aufrechterhaltung eines von
dem Vermieter betriebenen wirtschaftlichen Unternehmens ver -
wendet worden sind.

Weiter werden neue Bestimmungen über den Grundstücks «
wert festgesetzt , der bei verschiedenen Anträgen in der Zwangs -
Vollstreckung von Schuldner - oder Gläubißerseite zugrunde zu
legen ist. Grundsätzlich ist vom Einheitswert auszugehen ,
aber bei landwirtschaftlichen Grundstücken ist in gewissen
Fällen ein höherer Wert einzusetzen , der sich auf 20 bis
75 Proz . des Einheitswertes beläuft , wobei die höchste Stufe
Einheitswerten bis 5000 RM . und die niedrigste Einheits -
werten von 20 000 bis 40 000 RM . zugute kommt .

Des weiteren wird näher präzisiert , wann der Schuldner
Antrag auf eine weitere Einstellung der Zwangsversteigerung
stellen kann (Mietausfall , Rückgang der sonstigen Erträge des
Grundstücks selbst oder eines darauf befindlichen Betriebs ,
Unmöglichkeit der Beschaffung einer Ersatzhypothek für eine
innerhalb der ersten sieben Zehntel des Grundstückswertes
liegenden Hypothek ) . Der Antrag auf weitere Einstellung
der Zwangsversteigerung ist abzulehnen , wenn sie dem Gläu -
biger einen unverhältnismätzigen Nachteil bringen würde .
Ferner kann der Antrag abgelehnt werden , wenn anzuneh -
nien ist, datz die Versteigerung zu einem späteren Zeitpunkt
einen geringeren Erlös bringen würde . Ein unverhältnis -
mätziger Nachteil des Gläubigers ist im Zweifel anzunehmen ,
wenn der Schuldner bei Eröffnung des Verfahrens über drei
Monate im Rückstand war und die Gefahr besteht , datz die
Lage des Gläubigers durch das Anwachsen von Rückständen
öffentlicher Abgaben und wiederkehrender Leistungen wesent -
lich verschlechtert wird. Die erneute Einstellung der Zwangs -
Versteigerung ist nur einmal zulässig .

Die Vorzugsbestimmungen für die Landwirtschaft beziehen
sich auch darauf , datz hier eingestellt werden darf , auch wenn
der Gläubiger einen unverhältnismätzigen Nachteil hat , und
auch wenn der Schuldner bereits bei Inkrafttreten der De -
zember -Notverordnung mit wiederkehrenden Leistungen mehr
als 6 Monate im Rückstand war , was freilich nur bis 30 . Sep -
tember gilt und zur Boraussetzung hat , datz die ordnungs -
mätzige Fortsühruna des Betriebes und die Einbringung der
Ernte bei der Betriebssührung durch den Schuldner gewähr -
leistet erscheint .

- Nach dem 30. September ist bei landwirtschaftlichen Grund -
stücken der Antrag auf Einstellung der Zwangsversteigerung
abzulehnen , wenn eine Forderung aus einem Darlehen zu -
gründe liegt , das zur Deckung d »r Betriebsausgaben in den
Wirtschaftsjahren 1931/32 oder 1932/33 bestimmt war . Be -
spndere Vorschriften beziehen sich auf Zwangsvollstreckungen
in landwirtschaftlichem Inventar und in Forderungen aus der
Lieferung von Milch und Milcherzeugnissen .

Die neuen Schutzbestimmungen über die Zwangsvollstrek -

kung haben für das Entschuldungsverfahren der Osthilfe

keine wesentliche Bedeutung . Die Sonderregelung im Ost -
hilfegebiet wird durch die neuen Fristen nicht berührt . Aber
in einer anderen Beziehung greift die Notverordnung auch in
den Osthilfeplan ein . Der Osthilfeplan hat bekanntlich vor -
gesehen , datz ein Teil der Entschuldung durch Barzahlung ab -
gedeckt wird , und zwar 100 Millionen ; davon sollten bis Ende
dieses Jahres 70 Millionen durch die Aufbringungsumlag «
der Industrie gedeckt werden , was den früheren Hilfsbereit -
schaftserklärnngen der Industrie entsprach . Die Notverord -
nung kürzt nun , wie bereits gemeldet , die Aufbringung ?-
umlage für 1932 von 200 auf 100 Millionen , da die Industrie
entgegen der Erwartung die Aufbringung nicht leisten konnte
und auch schon Hilfsfinanzierungen beansprucht haben dürfte .
Die Kürzung stellt somit die Anerkennung einer verminder -
ten Leistungsfähigkeit dar . Das bedeutet für die Osthilfe ,
datz an Stelle von 90 Millionen nur 46 Millionen bereit -
stehen werden , und an Stelle des Anteils von 70 Millionen
an den Barleistungen für die Entschuldung auch nur höchsten«
45 Millionen oder weniger .

Die Durchführung der Verordnung
über die organisierten Verbände

Der Reichsminister des Innern hat sich den Führern det
NSDAP ., des Stahlhelm , des Reichsbanners Schwarz - Rot -
Gold , des Jungdeutschen Ordens , des Werwolf und der Kreuz¬
schar in Verbindung gesetzt , um sicherzustellen, datz diejenigen
Bestimmungen beachtet werden , die der Reichsminister des
Innern auf Grund der Verordnung vom 14. Juni 1932 für
erforderlich hält .

Leitende Beamte im Sinne der Notverordnung
In verschiedenen Kreisen ist die Frage aufgetaucht , ob durch

die letzte Notverordnung hinsichtlich der leitenden Beamten
der Länder die früheren Schutzbestimmungen geyen verleum -
derische Angriffe aufgehoben sind . Dies ist, wie wir vom
Reichsinnenministerium erfahren , selbstverständlich nicht der

Fall . Wie auch bei früheren Notverordnungen , werden die
Ausführungsbestimmungen , in denen der Begriff „leitende
Beamte " näher umrissen wird , von den einzelnen Länder -
regierungen noch erlassen.

Die Salzsteuer
Wiedereinführung zum 16. Juli

Die neue Notverordnung bringt die Wiedereinführung der
zum 1 . April 1920 autzer Erhebung gesetzten Salzsteuer . Und

zwar wird gleichzeitig der Steuersatz , der damals 3 JVft betrug ,
wieder auf den Vortriegssatz von 12 M für de» Doppelzentner
gebracht . Das bedeutet eine Vervierfachung des zuletzt er -
hobenen Satzes . Wie gleichfalls bereits mitgeteilt , werden aus
dem zu erwartenden Ertrag (für das volle Jahr 70 Millionen
Reichsmark , was einer durchschnittlichen Kopfbelastung von
etwas mehr als 1 rJtH gleichkommt) , 50 Millionen Reichsmark
für die landwirtschaftliche Siedlung in den Reichsetat einstellt .
Aus den Bestimmungen der Rotverordnung sei folgendes her-
vorgehoben :

Die Steuer wird am 27. (in dem früheren Gesetz : am 15.)
Tage des Monats fällig , der auf den Monat folgt , in dem die
Steuerschuld entstanden ist. Der 8 10 des alten Gesetzes wird
dahin geändert , datz im Geltungsbereich des Gesetzes ge-
wonnene Salz im gebundenen Verkehr unversteuert ausgeführt
werden dars , und datz für zur Ausfuhr bestimmtes Salz be-
sondere Lager (Ausfuhrlager ) bewilligt werden , wobei dem
Reichsmimster der Finanzen überlassen bleibt , die näheren
Anordnungen zu treffen . Übernommen wird die Bestimmung
des 8 17 des Salzsteuergesetzes vom 9. Juli 1923 , derzufolge
der Abnehmer verpflichtet 'ist , soweit beim Inkrafttreten des
Gesetzes Verträge über Salzlieferung bestehen , dem Lieferer
einen um die Steuererhöhung grötzeren Preis zu zahlen . Der
Reichsminister der Finanzen wird ermächtigt , am 16. Juli 1932
außerhalb der Erzeugungsstätte befindliches Salz der Nach-
Versteuerung zu unterwerfen , und die hierzu erforderlichen
Vorschriften zu erlassen .

Die jetzt verordnete Erhöhung der Salzsteuer auf 12 JM
für den Doppelzentner bedeutet eine Verteuerung des Talz -
Preises um 6 je Pfund oder um etwa 60 Prozent des bis¬
herigen Kaufpreises .

DlHe durch den Kriegsausgang geschaffene Entwicklung
der Rheinschiffahrtsverhältnisse zeigt , wie neben Frank -
reich die Schweiz der eigentliche Gewinner ist ; ihm fallen
vlle Früchte der Rheinkorrettion und Rheinregulierung
der großen Strecke von Kehl bis zum Meere kostenlos in

^ >en Schoß , und an den Kosten der Regulierung von
Mehl bis Basel ist sein Anteil recht mäßig (60 Prozent ).

(
Jhkttn schon die Opfer Badens für die Regulierung

'
Mannheim —Straßburg , im ehemaligen vaterländischen
Interesse gelegen , jetzt hauptsächlich Frankreich zugute
Wommen, so möchte um so mehr sraglich sein , ob die Re -

Pulierung Straßburg —Basel den wirtschaftlichen oder
politischen Belangen Deutschlands irgendwie nützt . Der
Hinweis auf die Vorteile für Oberbaden scheint wenig
durchschlagend zu sein im Vergleich zu den fortlaufenden
Aufwendungen und den Verkehrseinbußen der Reichs -
bahn auf den Strecken Mannheim/Kehl —Basel und
Offenburg —Schwarzwald —Schweiz . Hier liegt ein kla-
res Beispiel dafür vor , daß Schiffahrt und Eisenbahn
naturgemäß Konkurrenten sind oder wenigstens es leicht
werden , wenn dies bei besonderen Verhältnisse auch nicht
zutreffen möchte , so für die süddeutschen Bah -

.nen bis zur Gründung der Reichsbahnen (1920).
.Hatte doch die badische Staatsbahn ein erhebliches Jnter -
esse an einem starken Umschlagsverkehr in seinen Ober -
rheinhäfen . Hier deckten sich die Rheinschisfahrts - und
Bahnbelange gegenseitig vollkommen ; sie hatten das
Ziel , den Überseeverkehr und den Ruhrkohlenverkehr
über den Rhein nach und durch Baden zu leiten . Durch
die Schaffung einer einheitlichen Reichsbahn ist die Lage
verschoben worden .

Die einheitliche Reichsbahn hat jetzt ein Interesse ,
den Verkehr über die deutschen Seehäfen und ihre läng -
sten Bahnstrecken zu leiten , sowie eine dementsprechend «
.einheitliche Tarifpolitik zu treiben , die sich nicht mehr
mit der Rheinschiffahrtspolitik deckt. Diese mit den
politischen Verhältnissen zusammenhängende Entwicklung
erfuhr durch die Wirtschaftskrisis nach dem Kriege eine
starke Verschärfung . Besonders ungünstig wirkte sich
das im Interesse der Wirtschaft von der Reichsbahn 192g
eingeführte Staffeltarifsystem aus , das die Nahzone bis
800 km frachtlich am stärksten belastet und deshalb die
Schiffahrt , deren Aktionsradius besonders im Kohlenum -
schlag in diese Zone fällt , stark schädigt. Die Schiffahrt ver -
langte darum Abhilfe durch Gewährung von Umschlag-
tarifen , wie sie vorbildlich bei der badischen Staaksbahn
früher für den Kohlenverkehr bestanden . Ein rechtlicherAn -
fpruch besteht für die Eisenbahn allgemein nicht ; er wird
zwar aus § 22 des Staatsvertrages über den Übergang
der Länderbahnen aufs Reich abzuleiten versucht , nicht
mit Unrecht für den '

Kohlenverkehr . Hier bestand ein
bestimmtes Verhältnis zwischen der Fracht auf dem direk-
ten Bahnwege und dem kombinierten Bahn/Wasserwege .
Da durch die Staffeltarife die Rheinschiffahrt allgemein
zurückging , so hörte das Verlangen nach Wasserumschlags -
tarifen nicht auf , bis eine Reihe solcher bewilligt war ,
teils für den Übersee- , teils für den Binnenverkehr .

lSchlutz folgt .)

Mörsfelder Aufruhrprozeß . Vor dem Bezirksschöffengericht
Darmstadt hatten sich am Montag 11 Angeklagte wegen der
Vorgänge in Mörsselden zu verantworten , die seinerzeit zur
Besetzung des Rathauses und zum Einsatz der Polizei geführt
hatten . Der Rädelsführer , der kommunistische Abg. Hamann ,
wurde zu einem Jahr drei Monaten , und der zweite Ange -
klagte , ein Beigeordneter aus Mörsselden , zu zehn Monaten
Gefängnis verurteilt . Alle übrigen Angeklagten , darunter
die Frau des Bürgermeisters , wurden wegen Teilnahme am
Aufruhr und wegen Landfriedensbruche ? zu der Mindeststraf «
von je sechs Monaten Gefängnis verurteilt .
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Opevnabend

dev Nadischen Musikhochschule

Wohl angeregt durch das Beispiel der Theaterakademie ließ
nun auch kurz vor Semesterschlutz die bad . Musikhochschule
ihre Opernzöglinge öffentlich auftreten . Sie hatte dazu die
an sich zweckdienliche und geräumige Bühne des Studenten -
Hauses gewählt , mutzte sich leider aber mit einer für das
Volumen einer Oper gerade oft doch recht ungenügenden Be-
gleitung am Flügel begnügen . Das ist zu beanstanden , ob-
gleich drei junge Kapellmeister - Aspiranten aus der Klasse
H . Cassimirs (P . Arnsperger , A . Gleihle und H. Hagner ) ihr
Möglichstes taten , diese Einschränkung nicht weiter merken
zu lassen.

Da waren es min 18 mehr oder minder jugendlich « , alle
nach künftigen Lorbeeren , strebende Opernsänger und Opern -
süngerinnen (die Mehrzahl davon aus den Gesangsschulen
Junker und Zimmermann ) , die sich einem ansehnlich grotzen
Kreis von Angehörigen und Bekannten , von schon bahnen -
reifen Kollegen und musikalisch Interessierten vorstellten .
Fast die ganze Vortragsfolge , die man zu sehen und zu hören
bekam , zeitigte überraschend gute Leistungen , wenn auch
einiges — wie etwa der zweite „Rigoletto " - Akt — von den
angehenden Künstlern verteufelt schwierige Forderungen ver -
langte , denen sie noch nicht gewachsen sein konnten . Immer -
hin war dafür aber wieder anderes von den zuerst aus dem
.. Evangelimann " oder „Waffenschmied "

, aus „Freischütz " und
„Hoffmanns Erzählungen " entnommenen Opernfragmenten
umso erfreulicher und brachte den Mitwirkenden nicht nur
wegen ihrer stimmlichen , sondern vornehmlich auch wegen
ihrer darstellerischen Fähigkeiten jeweils starken Beifall ein .
Pädagogische Rücksichten hindern uns indessen , hier wie im
anschlietzenden zweiten Teil , der u . a . noch Abschnitte aus
„ Margarethe "

, „Bajazzo " und „Aida " anfügte , einzelne Na -
men , die man sonst gerne hervorheben möchte, aufzuzählen .'
Erwähnt sei jedoch wenigstens , datz an der gesamten wert -
vollen Bildungsarbeit , die sür die Bestrebungen der Musik -
Hochschule auf einem wichtigen Teilgebiet sicherlich kein schlech-
tes Zeugnis abgab , nicht zuletzt Biktor Pruscha beteiligt war .
Seine eminente Begabung , selbst noch unbeholfene junge .
Kräfte szenisch so zu führen , datz man von Einstudierung
kanm etwas merkt , veranlatzte auch das Publikum schlietzlich
zu einer betonten und herzlichen Sonderehrung dieses be-

. währten Oberspielleiters vom bad . Landestheater . H . Sch.

Die -Konflikte

in Vveuken «mV Na « « « «

Noch keine Wahl
des preußischen Ministerpräsidenten

Die für heute , Mittwoch , vorgesehene Wahl des preußischen
Ministerpräsidenten durch den Landtag wird voraussichtlich bis

nach den Reichstagswahlen o« rtagt werden . Die National -

sozialsten haben oinen solchen Wunsch ausgesprochen. Die
Nationalsozialisten verlangen bekanntlich diesen Posten für
ihre Partei . Das Zentrum würde aber vermutlich Stimm¬
enthaltung üben , womit die Ministerpräsidentenwahl als ge-

scheitert gelten mutzte , weil dann keiner der Kandidaten die
notwendige absolute Mehrheit von 212 Stimmen erreichen
würde . Die Kommunisten haben erklärt , unter bestimmten
Bedingungen für einen sozialdemokratischen Landtagspräsiden -
ten stimmen zu wollen . Diese Bedingungen werden aber von
sozialdemokratischer Seite als unerfüllbar bezeichnet . Die volle
Demonstrationsfreiheit im gegenwärtigen Augenblick bedeute
die ungehemmte Entfesselung des Stratzen - und Bürgerkrie -

ges . Die Nichtdurchführung der Reichsnotverordnungen würde
der Regierung von Papen den längst gewünschten Vorwand
geben , einen Reichskommissär für Preutzen zu bestellen .

Für eine Koalition mit dem Zentrum in Preutzen hat
Hitler folgende Bedingungen genannt : Die Nationalsoziali -
sten stellen den Ministerpräsidenten und den Innenminister .
Ferner sollte sich das Zentrum verpflichten , keinerlei Angriffe
mehr gegen die Regierung von Papen zu richten .

Die Vorgänge im bayerischen Landtag
Die Vorgäng « im Bayerischen Landtag , die zur Ausschlie -

tzung der gesamten nationalsozialistischen Fraktion auf 20
Sitzungstage führten , beschäftigte den Ältestenrat .

Die Nationalsozialisten wollen gegen den Landtagspräsi -
denten Stang wegen „intellektueller Urkundenfälschung "

Strafantrag stellen . Präsident Stang erklärte , datz dieser
Vorwurf eine grotze Beleidigung sei . Ein Abgeordneter der
Bayerischen Kolkspartei erklärte, wenn in dieser Weise von
den Nationalsozialisten vorgegangen würde , mützten sein«
Parteifreunde es ablohnen , weiterhin in Anwesenheit eines
Nationalsozialisten zu verhandeln .

Die Nationalsozialisten hatten vorher erklärt , bevor die
Vorfälle im Landtag nicht gesühnt seien , würden die National -
sozialisteu nicht mehr ins Parlament zurückkehren .

Seftevveich
bereitet eine Oevisenspevve vor

WTB . Wien , 22. Juni . (Tel . ) Auf Grund der Erklärung
des österreichischen Finanzministers in Genf , datz die Ratio -
nalbank am 23. Juni die Devisensperre gegenüber dem Aus -
land verhängen müsse, falls bis dahin die geplante Anleihe
für Osterreich nicht abgeschlossen sein sollte , hat , wie die Blat »
ter heute melden , die Osterreichische Nationalbank bereits ent -
sprechende Borkehrungen getroffen und schon gestern Übe»wei -
sungen von Auslandsguthaben zunächst zurückgestellt . Auf
Devisenanforderungen wurde mitgeteilt , datz erst am Don -
nerstag eine Entscheidung getroffen werden könne .

Ein lettisch- russischer Nichtangriffspakt wurde in Riga rati -
siziert .

Staatsanleihe in der Sowjetunion . Eine Verordnung de»
Rates der Volkskommissare über die Auflegung einer inneren
Staatsanleihe in Höhe von 3200 Millionen Rubel wird in
Moskau veröffentlicht . Die Anleihe besteht aus zwei Tran --
chen und wird in zehn Jahren amortisiert .

Italienisch - schweizerischer Grenzzwischenfall . Von einen»
italienischen Zollbeamten ist ein italienischer Schmuggler auf
schweizerischem Boden bei Eastasegna im Kanton Graubünden ,
erschossen worden . Man glaubt , datz diplomatische Schritte fol ».
gen werden .

-kleine « bvonik
Ein sensationeller Einbruch wurde heute nacht in das erH

kürzlich wieder eröffnete Kupferstichkaibinett im Schloß
Aschaffenburg verübt . Es ist anzunehmen , datz eine grotze
Anzahl der wertvollsten Blätter gestohlen worden ist . D »
Einbrecher sind mit äutzerster Sachkenntnis zu Werke gegan ,
gen und offenbar auf dem Gebiet des Kunsthandels gut
zu Hause.

Der unter dem Verdacht der Steuerhinterziehung auf Ver «
anlassung der Dresdener Staatsanwaltschaft verhaftete Direkt
tor der Zigarettenfabrik Greiling , Hegewald , ist auf freie «
Futz gesetzt worden . Das Verfahren läuft vorläufig weite «,

An der Frankfurter Universität kam es heute , Mittwochs

?
u Zusammenstößen nationalsozialistischer Studenten in Untj
orm mit kommunistischen Studenten Zwei Studenten wur ^

den so schwer verletzt, vatz sie ins Krankenhaus gebracht wer»
den mutzten. Die Vorlesungen wurden abgebrochen und da»
Universität »«ebäude vorläufig geschlossen .

I «



Deutschlands Verfolgung
mit Vvotgeiveide

Keine Verlängerung der Aollverbtlligung
Auf Grund der gegenwärtigen Viarktlage muß die Versor¬

gung mit Brotgetreide bis zum Schluß des Erntejahres als
gesichert gelten . Die Reichsregierung hält es deshalb nicht für
erforderlich , die bis zum 30. Juni d . I . geltende Regelung
für die zollverbilligte Einfuhr von Weizen zu verlängern . Auchbeim Roggen ist die Versorgungslage so günstig , daß die Ein -
fuhr weiterer zusätzlicher Roggenmengen nicht notwendig er -
scheint. Eine Brotverteuerung wird nach wie vor nicht ein »
treten . Die getroffenen Matznahmen sind jedoch von dem ent¬
schlossenen Willen diktiert , alle Voraussetzungen zu schaffen,die im Interesse einer angemessenen Verwertung der neuen
Ernte unerlätzlich sind.

Maßnahmen zur Arbeitsstreckung
Das Reichsarbeitsministerium ist seit langem bemüht , zur

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eine freiwillige Verkürzung
der Arbeitszeit herbeizuführen . Neuerdings sind auch die
Landesarbeitsämter in den Dienst dieser Aufgabe gestellt wor-
den, an der sie durch ihren Aufgabenkreis besonders interessiert
sind. Die Landesarbeitsämter sollen durch besondere Kurz -
arbe -itsausschüsse auf die Arbeitsstreckung in den einzelnen Ge-
werbezweigen und Betrieben ihres Bezirkes hinwirken und
an den Verhandlungen dieser Ausschüsse auch die Gewerbe -
aufsichtsbeamten und gegebenenfalls die Schlichtungsorgane
beteiligen . Zugleich sind die Spitzenverbände der Arbeitgeber -
und -nehmer aufgefordert worden , die Landesarbeitsämter
durch tatkräftige Mitarbeit bei der Durchführung dieser wich -
tigen Aufgabe zu unterstützen .

» M>»»M IiAkUvZO IiatyvttvteU
Der Reichsausschuß der Wirtschaftspartei beschloh , datz die

Partei mit eigenen Listen in den Reichstagswahlkampf
gehen soll.

Kammerherr von Oldenburg - Janufchau hat sich entschlossen,
für den neuen Reichstag nicht mehr zu kandidieren .

Das preußische Polizeiverwaltungsgesetz verfassungsmäßig .
In der Versassungsstreitsache der Fraktion der Deutschnatio -
nalen Volkspartei des Preutzifchen Landtags gegen den Preu -
tzischen Landtag und das preuhische Staatsministerium auf
Feststellung der Verfassungswidrigkeit von Bestimmungen des
preutzischen Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1. Juni 1831 hat
der Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich dahin entschie-
den, datz der Klageantrag zurückgewiesen wird .

Das preußische Kraftspitzen- Ausgleichswerk . Die Preutzag
hat trotz der Ungunst der Zeiten und trotzdem der Absatz an
Strom zurückgegangen ist, den Weiterbau des Kraftspeicher -
Werkes in Waldeck beschloffen. Sie will lieber auf absehbare
Zeit dividendenlos bleiben .

'
Dieses Riesenwerk , dessen Aus -

bau 24 Millionen erfordert und das 1934 fertiggestellt werden
soll, wird den Stromausgleich in Zeiten der höchsten Bean¬
spruchung übernehmen und dadurch zu einer allgemeinen
Stromverbilligung beitragen .

In der Schuhindustrie sind Verhandlungen zwischen Arbeit -
geber - und Arbeitnehmerverbänden ergebnislos verlaufen , da
weder in der Lohn - noch in der Ferienfrage eine Einigung
erzielt werden konnte .

Französischer Ausweisungsbefehl gegen v. Bomhard . Das
Pariser „Journal " erhielt aus Metz die Meldung , datz die
Polizei gegen den pfälzischen Oberforstmeifter V. Bomhard
einen Ausweisungsbefehl erlassen hat . Nach anderen Mel -
Hungen soll Frau » . Bomhard mit den Kindern nach Deutsch-
land zurückgekehrt sein , während der Oberforstmeifter in Haft
gehalten wird.

Verordnung des LunenminiftevS
betr. Plakate und Älusruse

Der Minister des Innern hat auf Grund des Reichspresse-

Gesetzes und des Polizeistrafgesetzbuchs mit sofortiger Wirkung
folgendes angeordnet :

§ 1 . Das öffentliche Anschlagen , Anheften oder Ausstellen
(Auslegen ) von Plakaten , deren Inhalt den Tatbestand einer
strafbaren Handlung erfüllt oder die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung gefährdet , ist bis auf weiteres verboten . Dasselbe
gilt von der öffentlichen unentgeltlichen Verteilung derartiger
Bekanntmachungen , Plakate oder Aufrufe .

Plakat im Sinne dieser Anordnung ist jede Druckschrift , die
zur Verbreitung durch öfsentliiches Anschlagen , Ausstellen oder
Auslegen bestimmt ist.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden
mit Haft bis zu sechs Wochen oder mit Geldstrafe bis zu
»50 M bestraft .

§ 8 . Plakate , Bekanntmachungen und Aufrufe , die zu einer
der Vorschrift des § 1 widersprechenden Verbreitung bestimmt
find, unterliegen der polizeilichen Sicherstellung ; soweit eine
solche Verbreitung stattgefunden hat , können sie polizeilich be-
seitigt werden .

Die badischen höheren Schulen 1932/33
Wie wir den Süddeutschen Schulblättern , dem Organ des

Badischen Philologenvereins , entnehmen , hat sich im Schuljahr
1032/33 die Zahl der Höheren Schulen um 4 vermindert . Es
sind dies die Realschulen Mannheim -Feudenheim und Pforz¬
heim , die Mädchenrealschule Lörrach (sie wurden mit den Ober -
realschulen im Ort vereinigt und die Aufbanoberrealfchule in
Lahr und die dortige Mädchenrealschule (sie sind zu einer Ober -
realschule mit einer vierstufigen Aufbaurealschule verbunden
worden . Statt bisher 88 selbständige Anstalten , sind nur noch
84 vorhanden , darunter 17 kombinierte gegen seither 16. So -
dann wurden bei den einzelnen Oberrealschulen , Realgymna -
sien, Aufbauschulen und Realschulen einschneidende Anderun -
ge » vorgenommen .

Im laufenden Schuljahr besuchen 17 813 Knaben und 9120
Mädchen , also zusammen 26 933 die badischen höheren Lehran -
stalten . Die Gesamtzahl der Schüler und Schülerinnen hat sich
gegen das Vorjahr um 1682, die der Klaffen um 37 vermin -
dert . Die Zahl der Sextaner beläuft sich auf 4272 . Die Unter -
stufe .wird von 13 454 Schülern bzw . Schülerinnen besucht , die
Mittelstufe von 7667 und die Oberstufe von 5812 . Die Zahl
der Oberprimaner beträgt 2070 , darunter 501 Mädchen . Jtik
Schuljahr 1931/32 waren es 2175 Oberprimaner bzw . Abitu¬
rienten , darunter . 1534 Schüler und 638 Schülerinnen . Es er -
gibt sich daraus die interessante Tatsache , datz die Zahl der
Oberprimaner , die im Schuljahr 1931/32 den höchsten Stand
erreicht hat , zurückgegangen ist, weil 137 Mädchen weniger vor -
Händen sind . Diese Abwärtsbewegung wird , wie die Schülerzahl
der Unterprimen und Oberiekunden erkennen lätzt , weitere
Fortschritte machen

De» neue Oeueralvkkar
der Erzdiözese Fveibuvg

Wie di » „Freiburaer Tagespost " meldet, hat ErzbischofDr. Gröber den Prälaten und Domkapitular 'Dr Adolf Rösch
zu seinem Generalvikar an Stelle des bisherigen General -Vikars Dr. Sester , der zuletzt als Kapitularvikar nach demTode des Erzbischofs Dr. Carl Fritz die Diözese verwaltete ,ernannt . Der neue Generalvikar ist am 31 . August 1869 zuVeringen -Stadt in Hohenzollern geboren und steht somit im63 . Lebensjahre . Es geht ihm der Ruf eines tüchtigen , ge-
rechten und wohlwollenden Verwaltungsbeamten voraus . Er
ist auch auf literarischem Gebiete mit verschiedenen Verössent -
lichungen hervorgetreten . Seine Verdienste um die kirchlicheVerwaltung und Rechtsprechung haben ihm die Anerkennungder höchsten kirchlichen Stelle eingebracht , am 23. Januar1925 wurde er zum päpstlichen Hausprälaten ernannt . ZweiJahre darauf verlieh ihm die theologische Fakultät der Uni -
versität Freiburg die Würde eines Ehrendoktors . Seit 1908
ist Dr. Rösch in der kirchlichen Verwaltung der ErzdiözeseFreiburg tätig , und zwar zuerst als Ordinariatsreferent unddann als Ordinariatsassessor beim kirchlichen Gericht . Der
verstorbene Erzbischof Dr. Fritz ernannte ihn zu Beginn des
Jahres 1921 zum Domkapitular und im September des glei -
chen Jahres zum Offizial (Vorsitzender des kirchlichen Ge -
richts ) .

Achtet aus de« Älvselblattsauger k
Die Hauptstelle für Pflanzenschutz am Badischen Weinbau -

institut gibt folgendes bekannt :
Auf Grund mehrerer Meldungen aus verschiedenen Teilen

deS Landes und eigener Beobachtungen ist der Apfelblattsauger
(Psylla mali ) in diesem Frühjahr zum ersten Male mehr oder
weniger schädigend an Apfelbäumen aufgetreten . Das un -
scheinbare , nur etwa 2,5 Millimeter lange Insekt ist in Baden
bisher so gut wie unbekannt gewesen . Da unter Umständenmit einer Massenvermehrung des Schädlings gerechnet werden
mutz , sei die obstbauende Bevölkerung schon jetzt darauf auf -
merksam gemacht . Der ausgewachsene Apfelblattsauger ist grünund ähnelt einer kleinen Zikade . Die Flügel sind glashell undsind in Ruhe dachförmig über dem Rücken zusammengeschlagen .Die Tiere sitzen meist windgeschützt unter den Blättern . BeiAnschlagen eines Astes fliegen sie in grotzen Mengen hoch . Fürdie Bekämpfung ist der Winter die geeignetste Zeit . Es solltedaher jeder , der in den kommenden Monaten an seinen Apfel -bäumen grötzere Mengen von Apfelblattsaugern entdeckt , eine
Winterbckämpsung mit Obstbaumkavbo lineum ins Auge fassen .

Tagungen
Landesversammlung des Bad . Krüppelfürsorgevereins . Zurdiesiahrigen Landesversammlung in Heidelberg waren Mini -ster -alrat Obermedizinalrat De Schmelcher , Karlsruhe . Lan -öeskommlffar Dr. Scheffelmeier , iRannheim . Landrat Dr.« track, Heidelberg, Bürgermeister Wieland, Seidelberg u . a.erschienen . Der Vorsitzende . Landeskommissar a . T . Dr. h . c.Heining , gedachte der Verdienste des verstorbenen Land -gerichtsrates Dr. Engelhard , der dem Vorstand seit Bestehendes Landesvereins angehört hatte . Aus dem von der Geschäfts -fuhrerin , ^ rl . Kunst gegebenen Jahresbericht ergab sich, datzder Verein lrotz aller Schwierigkeiten seine Tätigkeit in vol-lern Umfange aufrechterhalten konnte . Der Umfang der Für -

sorgetatigkeit geht aus folgenden Ziffern hervor : 39 auswär -
Kruppelberatungsstunden (1930 : 31 , wurden von 1358( 1072) Krüppeln besucht, stänbig wurden in Heidelberg 120Krüppel beraten , in Fürsorge standen autzerdem 1202 Krüp -pel , so datz insgesamt 2122 Personen beraten oder unterstütztwurden . Kostenzuschüsse wurden in 845 (664) Fällen ge-Wahrt , zum Teil für Heilmatznahmen oder für Berufsausbil -«ung . Die Landessammlung der Arbeitsgemeinschaft badischerGebrechlichenverbande (Badischer Krüppelfürsorgeverein , Ba -bischer Blindenverein und Verein für Badische Taubstumme )brachte ungefähr 62 000 RM , nach Abzug aller Unkosten , ein .Für die Kruppelfürsorge wurden 1931 ungefähr 50 000 RM .ausgegeben . Das Rechnungsjahr weist einen Verlustsaldovon nahezu 8700 RM . aus . In den Vorstand neuhinzugewähltwurden Oberburgermeister Dr. Neinhaus , StadtoberschulratHofheinz , ^Medizinalrat Dr. Herzog, sämtlich Heidelberg . Lan -deskommissar Dr. Scheffelmeier sowie je ein Vertreter derbadischen Männervereine , des Bad . Frauenvereins und derkonfessionellen Frauenverbände . Es wurden verschiedeneSatzungsänderungen beschlossen, so soll der Verein künftigbeißen : „Badischer Krüppelsürsorgeverein (Landesverband )

" .Durch einstimmigen Beschlutz wurde zur Verwirklichung einesPlanes zur Stiftung eines Freibettes für ein neugeborenesverkrüppeltes Kind ein Betrag von 2000 RM . genehmigt .

Gemeindevuudstbau
Bürgermeisterwahl . Die weitverzweigte Gemeinde Burg -Weiler (Amt Pfullendorf ) hatte am Sonntag Bürgermeister -
Wahl. Der bisherige langjährige Bürgermeister , Hegner ,Judentenberg , hatte aus gesundheitlichen Gründen sein Amt
niedergelegt . Die Wahl verlies ergebnislos . Die Kandidaten
erhielten an Stimmen : Fetscher , Gampenhof 76, Schuler .Burgweiler 74, und Reichte, Burgweiler 64. Zersplittertwaren zwei . Als neuer Wahltermin wurde der kommende
Sonntag festgesetzt.

Mannheimer Boranschlag abgelehnt. Das Städtische Nach-
richtenamt teilt mit : Der Stadtrat hat am Montag den Vor -
anschlag für das Rechnungsjahr 1932/33 abgelehnt . Der
Oberbürgermeister hat sich seine Entschlietzung gemätz Art . 11der badischen Haushaltsnotverordnung vom 9. November 1931
vorbehalten . Praktisch ist die Lage nun die, datz nach dem
Nichtzustandekommen einer Einigung im Stadtrat auch der
Bürgerausschutz nicht einberufen wird . Der Oberbürgermei¬
ster mutz den Etat jetzt auf Grund der badischen Haushalt -
Notverordnung festsetzen . Es ist anzunehmen , datz diese Ent -
scheidung (d . h . Zwangsfestsetzung des Etats ) noch im Laufedieser Woche fallen wird . Der Stadtrat hat dann das Recht ,bei der Staatsaufsichtsbehörde Einspruch zu erheben .

Bruchsaler Etatsorgen . Den Kommunalpolitikern in Bruch-
sal bereitet die Aufstellung des diesjährigen Voranschlags
schwerste Sorge . Schon heute lätzt sich erkennen , datz ein Aus -
gleich des Haushalts nur schwer, wenn überhaupt , zu erzielen
sein wird . Am meisten belastet den Etat der Stadt die Wohl -
fahrtserwerbslosenfürsorge . Nach vorsichtigen Schätzungenwird Bruchsal für die Wohlfahrtserwerbslosen mindesten ?
750 000 JM aufzubringen haben , bei der gespannten Finanz -
läge der Stadt fast eine Unmöglichkeit . Erhöht werden die
Fürsorgelasten auch noch dadurch , datz beinahe alle Arbeits -
losen - und Krisennnterstützüngsempfänger von der Stadt zu -
sätzlich unterstützt werden müssen , weil die vom Arbeitsamt
ausgezahlten Beträge infolge des niederen Lohnniveaus in
Bruchsal unter dem Existenzminimum liegen . Aus öffent «
lichen Fürsorgemitteln werden in Bruchsal heute schon rund
5000 Personen , das ist etwa ein Drittel der Gesamtbevölke -
rüng unterstützt , eine Belastung , auf den Tag umgerechnet
etwa 2900 'Mt , an der die Stadt , wenn Reich und Land nicht
helfend eingreifen , verbluten mutz.

Der Bürgerausschuß Jmmendingen , unter Porsitz von Bür -
germeister Dr. Jäklr . genehmigte einstimmig den Boranschlag
für das Rechnungsjahr 1932/33. Bon feiten der Ausschutzmit -
glieder wurde der Verwaltung der Dank ausgesprochen .

Der Heidelberger Fremdenverkehr. Die Fremdenverkehr»«
zisfern für die ersten fünf Monate dieses Zahres , also bi»Ende Mai , stehen jetzt fest . Danach haben in diesem Jahr «
bisher in Heidelberg 43 859 Fremde übernachtet gegen 48 990im Vorjahr . Der Rückgang , der durch die Wirtschaftslage er -
klärlich wird , ist also bisher nicht sehr stark. Er ist vielleicht
zum Teil auch auf die wenig günstige Frühjahrswitterung
zurückzuführen .

Aus dev Landeshauptstadt
Die Feuerwehrausstellung in Karlsruhe . Nach den bis jetztbei der Geschäftsstelle des 21. Deutschen Feuerwehrtages in

Karlsruhe eingegangenen Anmeldungen für die mit der Ta -
gung verbundene grotze Feuerwehrfachausstellung ist trotz der
wenig günstigen wirtschaftlichen Lage mit einer guten und
hervorragenden Beschickung derselben zu rechnen . Die bedeu-tendsten Firmen der deutschen Feuerwehrindustrie , wie Ma -girus - AG . in Ulm . und Metz in Karlsruhe , haben ihre Be -
teiligung endgültig zugesagt . Auf die starke Teilnahme derdeutschen Feuerwehren am 21 . Deutschen Feuerwehrtag dürfteden mit der Herstellung von Feuerwehr - und Rettungsgerätcnsich befassenden Industrien ein Ansporn sein , von der Möglich,keit der Ausstellung ihrer Erzeugnisse Gebrauch zu machen,umsomehr , als sich hier eine sehr günstige Gelegenheit bietet ,?en einzelnen Feuerwehren und den matzgeblichen Feuer -wehrbehorden in unmittelbare Berührung zu treten .
„ Sonntagsrückfahrkarten für Letigheim . Für den Besuch de .Auffuhrungen des Volksschauspiels „Wilhelm Tell " in Oetig .heim werden im Umkreis von 150 Kilometer um OetigheiinSonntagskarten zu den Aufführungen an allen Sonntagenvom 11 . Juni bis 2. Oktober ausgegeben .

<ro^ !tei 6erid,t Landeswetterwarte , Karlsruhe , vomMittwochmorgen : Die Wetterlage ist noch nicht nennenswertgeändert . Ozean her breitet sich jedoch neuerdings einhoher Druck langsam über Westeuropa aus . weshalb in eini -ger Zeit auch bei uns mit einer Besserung des Wetters ge-rechnet werden kann . Boraussage : Noch vorwiegend bewölktaber nur noch vereinzelt leichte, meist gewittrige Regenfälle ,ziemlich kühl und schwache westliche Winde .Wasserständen Waldshut 343 plus 37 . Basel 125 plus 11Schusterinsel 202 plus 35. Kehl 317 plus 5 . Maxau 474 plusMannheim 345 plus 4, Caub über 200 Zentimeter .

^ uvze Kaebvitbteu aus Vade «
Erledigung eines Grenzzwischenfalls

bld . Kehl , 21 . Juni . Unterm 6. Juli vorigen Jahres wurd «über einen Grenzzwischenfall berichtet , bei dem ein elsässische»Fisch« auf dem Rhein von einem deutschen Zollbeamten an .geschossen wurde . Die von den deutschen Behörden einge -leitete Untersuchung , bei der auch die beiden beteiligtenFischer gehört wurden , ist nunmehr abgeschlossen. In demBeschlutz des Landgerichts Offenburg ist das Verhalten deSZollbeamten als rechtsmätzig bezeichnet worden , da weder vor -sätzliche noch fahrlässige Körperverletzung vorgelegen habe.Der deutsche Zollbeamte war auf Grund des Gesetzes überden Waffengebrauch des Grenzaufsichtspersonals vom 2. Juli1921 zweifellos dazu berechtigt , von der Schutzwaffe Gebrauchzu machen , da die schm « ggelverdächtigen Fischer sich zur Zeitdes Vorfalles innerhalb des deutschen Hoheits - und damitZollgrenzgebiets befanden und der mehrmaligen Aufforde -
rung des Beamten , an Land zu kommen , nicht nachkamen ,sondern zu fliehen versuchten . Der Beamte wurde daherautzer Verfolgung gesetzt.

DZ . Riegel a . K ., 21. Juni . Der erste Kaiserstühler Früh -kartoffelmarkt fand heute nachmittag um 4 Uhr beim Reichs-bahnhof in Riegel statt . Von den Mitgliedern des VereinsKaiserstühler Frühkartoffelproduzenten waren 400 Zentneraufgefahren . Erlöst wurden 7 bis 7,30 RM . je Zentner : DieSortierung war ausgezeichnet . Der Markt wurde völligausverkauft . Der nächste Markt findet am 24. Juni um4 Uhr nachmittags statt . Es ist mit einer wesentlich größerenAnfuhr zu rechnen .
bld . Endingen a. K., 22. Juni . Die Frühkirschenernte istziemlich beendet und in wenigen Tagen wird die Haupternte

beginnen , von der man ein schönes Erträgnis erhofft .
WTB . Freiburg , 21 . Juni . Heute abend 566 Uhr ereignete

sich an der Baustelle beim Wehrbau Kembs auf dem Rhein einschweres Unglück, dem vier Menschenleben zum Opfer fielen .Eine Rammkolonne war damit beschäftigt , eiserne Spundwändeauf Pontons auf dem Rhein an Ort und Stelle zu bringen .Auf bis jetzt noch ungeklärte Weis« kippten die schwer bela -denen Pontons um , und sechs Arbeiter stürzten in die Fluten ,von denen vier ertranken . Trotzdem vier Rettungsboote sofortdie Rettungsarbeiten aufnahmen , konnten nur zwei Arbeiter
gerettet werden . Einer davon war erheblich verletzt. Die vierErtrunkenen , darunter zwei Familienväter , konnten noch nichtgeborgen werden . Da das Unglück sich auf französischer Seit «ereignete , so liegt die Untersuchung vornehmlich in den Hän -den der französischen Behörden .

Kandel und Mvtstbaft
Devisennotierungen der Reichsbank

(Amtlich)

22 . Juni 21 . S«ni
Gtid Br>«> «,id »ri«t

Amsterdam 1<X> G. 170.13 170.47 170.08 170 42
Kopenhagen 100 Kr. 83 .27 83 .43 82.22 83.08
JtÄien . . 100 L. 21 .50 21 .54 21 .50 21 .54
London . 1 Pfd . 15.24 15 .28 15 .16 15.20
New Uork . 1 D . 4 .209 4.217 4 .209 4 .217
Paris . . . 100 Fr . 16.54 16.58 16 535 16.575
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling

81 .89 82.05 81 .89 82 .05
51 .95 52.05 51 .95 52.05

Prag . . . . 100 Kr. 12 .465 12 .485 12.465 12 .485

Der Lebensmitteltarif für die ReichSbinnenwafferstratzen.Die Geltungsdauer des Lohntarifs für Lebensmittel auf den
ReichSbinnenwafferstratzen ist vom Reichsminister bis 31 . De -
zember 1932 verlängert worden .

Trotz Sozialversicherung private Lebensversicherung. Nir -
gendwo in der Welt wird so durch staatliche und Halbstaat -
liche Versicherungen für die Bürger gesorgt , wie in Deutsch-
land . Wer die staatliche Fürsorge hat die Privatversicheruna
nicht verkümmern können . Sind die deutschen Zahlen auch
nicht so gewaltig , wie die etwa der Vereinigten Staaten , da?
keine Sozialversicherung kennt , so können sie sich doch immer -
hin sehen laffen . In der großen Lebensversicherung zählt «
man 2,2 Mill . Scheine mit 11,52 Milliarden Versicherungs -
summe und in der kleinen Lebensversicherung 6,24 Mill .
Scheine mit 2,6 Milliarden Reichsmark , zusammen also 8 ,44
Mill . Scheine mit 14,12 Milliarden Reichsmark . 1931 kamen
insgesamt 663 Mill . Reichsmark Prämienzahlungen ein . Die
Leistungen der Lebensversicherungen betrugen insgesamt 30?
Mill . Reichsmark .



Badischer gentralanzeiger für Beamte
Anzetgeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten Beilage zur Karlsruher Zeitung. Badischer Staatsanzeiger

Organ verschiedener Beamtenvereinigungen
Nr . 24 Bezug : Erscheint wöchentlich einmal und kann einzeln für 10 Beichspfennig für jede Ausgabe , monatlich für 40 Beichspfenntg zuzüglich Porto

vom Berlage Karlsruhe . Karl-Jriedrich-Straße 14. bezogen werden 22 . Juni 1932

des penfious -
hdtbMatzes von SC auf 25 v . S .

Der Deutsche Beamtenbund hat dem Herrn Reichsminifter
der Finanzen am 14 . April d . I . die nachstehende Eingabe unter -
breitet :

„Durch § 3 des Abschnitts I des Kap . V des dritten Teils
der 3 . Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung
von Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung politischer
Ausschreitungen vom 6 . Oktober 1931 ( RGBl . I S . 537 ) ist
der Höchstsatz des Ruhegehalts für die Zeit nach dem m § 60
Abs . 1 Satz 1 des Reichsbeamtengesetzes genannten Zeitpunkt
auf 75 v. H. des ruhegehaltsfähigen Diensteinkommens fest-

gesetzt worden . Durch diese Bestimmung erfahren von dem
genannten Zeitpunkt ab zahlreiche Ruhestandsveamte eine
wesentliche Verminderung ihrer Versorgungsbezüge , da der
der Berechnung zugrunde zu legende Vomhundertsatz des ruhe -
gehaltsfähigen Diensteinkommens auf 75 v . H . herabgesetzt
wird . In unserem Schreiben vom 23 . Dezember 1931 haben
wir die Rechtsgültigkeit dieser Bestimmung bestritten . Der
Herr Reichsminister der Finanzen hat in dem uns zuge -
gangenen Antwortschreiben vom 8 . Januar 1932 — A 4051 —
10905 I B — zum Ausdruck gebracht , daß die Nachprüfung
der Verfassungsmätzigkeit der in der Durchführung der Ver -
ordnnng des Reichspräsidenten getroffenen Elugabemaßuahmen
der Beurteilung der Gerichte , letzten Endes des Reichsgerichts ,
uberlassen werden müsse .

Durch die vorerwähnte Herabsetzung des Pensionshöchstsatzes
geraten die betroffenen Beamten im Ruhestand , die außerdem
noch die allgemeinen ^ Kürzungen ihrer Bezüge erfahren , in
große wirtschaftliche Schwierigkeiten . Dieser Tatsache hat auch
die 4 . Notverordnung des Reichspräsidenten vom 8 . Dez . 1931
( RGBl . I S . 699 > in § 2 des Kap . VI des 7 . Teils dadurch
Rechnung getragen , daß bei denjenigen Bersorgungsberechtig -
ten , deren Ruhegehalt durch die vorerwähnte Bestimmung eine
Herabsetzung entsprechend der veränderten Berechnungsgrund -
ktge erfährt , der durch die Verordnung vom 8 . Dez . 1931 ange -
ordnete Kürzungssatz für die Zeit bis zum 39 Juni 1932 ent -
sprechend gemindert wird . Mit Ablauf des 39 . Juni 1932 wür -
den danach die betroffenen Beamten im Ruhestand erneut eine
empfindliche Verminderung ihrer Bezüge erfahren , ebenso die
Beamtenhinterbliebenen . Diese weitere Verminderung der Be -
züge muß aber unter allen Umständen vermieden werden ,
umsomehr , als wie bekannt , die Maßnahmen der Reichsregie -
rnng auf dem Gebiet der Preissenkung nicht zu dem ge-
wünschten und angestrebten Ergebnis geführt haben . Die Not -
wendigkeit zur Verlängerung der an sich vorgesehenen über -
gangszeit ist aber umsomehr gegeben , als erheblicherechtliche Zwei -
fel über die Rechtsgiltigkeit der Herabsetzung des Höchstsatzes von
80 auf 75 v . H . bestehen . In Anbetracht der Tatsache , daß die
Gerichte bereits mit der Nachprüfung dieser Rechtsfragen be-
faßt sind , sollte umsomehr davon Abstand genommen werden ,
diese Maßnahme zunächst durchzuführen .

Wir bitten daher den Herrn Neächsminister der Finanzen ,
ungeachtet der in unserem Schreiben vom 23 . Dez . 1931 grund -
sätzlich vorgebrachten Bedenken , dafür Sorge zu tragen , daß
eine Verlängerung der in >der Verordnung vom 8 . Dez . 1931
vorgesehenen Übergangszeit angeordnet wird .

Mit Rücksicht auf die Dringlichkeit der Angelegenheit dürfen
wir um baldige Erledigung bitten ." —

Auf diese Eingabe ist jetzt die Antwort des Reichsministers
der Finanzen ergangen , die folgenden kurzen Wortlaut hat :

„Die Finanzlage gestattet es leider nicht , die Geltungsdauer
der in § 2 der dritten Gehaltskürznngsverordnnng angeord -
rieten ltbergangsregelung über den 30 . Juni 1932 hinaus zu
verlängern ."

Der Deutsche Beamtenbund bemerkt hierzu , er werde die
Angelegenheit selbstverständlich weiterverfolgen , auch habe er
sich in der gleichen Angelegenheit an den Rsichstag gewandt .
Außerdem führt er in der gleichen Sache einen Prozeß gegen
das Reich , um die Frage der Rechtsgiltigkeit dieser Bestim -
mungen von der grundsätzlichen Seite her zu klären . In erster
Instanz ist er (vom Landgericht in Kiel ) abgewesen worden ,
das seine Entscheidung damit begründet hat , die Maßnahmen
der Herabsetzung des Pensionshöchstsatzes werde durch den be-
kannten Vorbehalt in § 39 des Roichsbesoldungsgesetzes gedeckt .
Gegen dieses Urteil wird mit den zulässigen Mitteln weiter
borgegangen .

Polizeierholungsheim auf dem Heuberg
Einweisungen in das Erholungsheim sind von Mitte Juni

1932 an beabsichtigt . Bei Einweisung auf Grund amtsärztlichen
Zeugnisses werden ersetzt :

Den Polizeibeamten der Besoldungsgruppe 12 bis 7 a die
Eisenbahnfahrkosten 3. Klasse und die Kosten der Benützung des
Postkraftwagens bis Stetten a . k. M . für die Hin - und Rück-
fahrt , den Beamten der Besoldungsgruppe 5 d bis mit 4 b die-
selben Kosten , jedoch nur für einfache Fahrt , sofern nicht ganz
besondere Berücksichtigungsgründe vorliegen .

In allen anderen Fällen kommt die Übernahme der Fahrt -
kosten auf die Staatskasse nicht mehr in Frage .

Zur Erreichung einer möglichst weitgehenden Ausnützung
des Erholungsheims sollen verheiratete Beamte mit Familien
ohne schulpflichtige Kinder möglichst in den Monaten Juni und
Juli Aufnahme finden , während für die Zeit der Schulferien .
Anfang August bis Mitte September . Beamtenfamilien mit
schulpflichtigen Kindern vorzugsweise eingewiesen werden
sollen . Die Berpflegungszuschüsse des Staats für die Beamten
und ihren Angehörigen betragen je Kopf und Tag 70 Mrf , für
Kinder unter 10 Jahren 35 Jtpf .

Bundestag der Zivildienstberechtigten
Vom 12 . bis 14. Juni fand in Schwerin ( Mecklbg.) der

35 . Bundestag des Reichsbundes der Zivildienst berechtigten
statt .

Der Reichsbund der Zivildienstberechtigten ist eine Organi -
sation von 130 000 ehemaligen Angehörigen der alten Armee ,
der neuen Wehrmacht und der Schutzpolizeien der Länder .
Eine der wesentlichsten Aufgaben »er Organisation besteht
darin , für eine Sicherung der Existenz der ausgeschiedenen
Soldaten und Polizeibeamten für die Zeit nach Ablauf der
Dienstverpflichtung einzutreten . Da ohne diese Existenzsiche -

rung die Wehrmacht und die Polizeien nicht auf guter Höhe
gehalten werden können , ergibt sich daraus die Bedeutung der
Tagung . Da nach amtlichen Ermittlungen des Reichsmini -
steriums des Innern zur Zeit gegen 50 000 Versorgungs -
anwärter auf die ihnen gesetzlich verbriefte planmäßige An -
stellung als Beamte seit Jahren warten , muß der diesjährigen
Tagung des Reichsbundes der Zivildienstberechtigten erhöhte
Bedeutung beigemessen werden .

Über den Stand der Zivilversorgung ist zu bemerken :

Nach der amtlichen Statistik für 1930 warten rund 47 500
Anwärter noch auf ihre Anstellung , darunter befinden sich 2900
außerplanmäßige Beamte , 4450 zur Probedienstleistung ein -
berufene Versorgungsanwärter und außerdem 13 000 als An -
gestellte im öffentlichen Dienst Beschäftigte , so daß noch 27 150
Versorgungsanwärter verbleiben , die noch keine Verwendung
im öffentlichen Dienst gefunden haben . Unter diesen 27150
Versorgungsanwärtern sind 17 200 Inhaber des Beamten -
scheins enthalten , von denen 6000 sich noch nicht um Einberu -
sung beworben haben , also offenbar keinen Wert auf Anstel -
lung im öffentlichen Dienst legen .

Tagung des Reichsbahn -Rangierpersonals
v Die Gewerkschaft deutscher Eisenbahner e. V . hatte die Be -
ämten und Arbeiter im Rangierdienst der Deutschen Reichs -
bahn -Gesellschaft aus Bayern , Württemberg und Baden , welche
dem Fachverband des Roichsbahn -Rangierpersonals der G .d .E .
angehören , zu einer gemeinsamen Konferenz am 12. Juni
nach Mm geladen . Die Vertreter waren aus allen Direktions -
bezirken Süddeutschlands zahlreich erschienen . Der Verbands -
gefchäftsführer Garthe » , Berlin , behandelte in seinem Haupt -
referat die Wirtschaftskrise und das Vorstandsmitglied , Ran -
giermeister Kleinschmidt , Frankfurt (Main ) , die Not des Be -
rufsstandes , wobei die Finanzlage des Reiches , der Länder und
der Gemeinden , sowie der Deutschen Reichsbahn - Gesellschaft
und die sich für letztere daraus ergebenden Personalmatz -
nahmen eingehend erörtert und zum Teil auch kritisch behandelt
wurden . Die Konferenz forderte einmütig die restlose Be -
seitigung aller der Deutsche« Reichsbahn- Gesellschaft auferlcg -
ten Reparationslasten , da die Reichsbahn ebensowenig wie die
deutsche Wirtschaft schon seit Fahren eine derartige hohe San -
derbelastung ertragen konnte und unter Berücksichtigung der
jetzigen Verkehrslage bei der Reichsbahn überhaupt nicht mehr
tragen kann .

Ebenso einmütig wurden von der Konferenz alle internatio -
nalen Bemühungen , die Deutsche Reichsbahn als Pfandobjekt
für den eventuellen Tributrest zu erhalte», abgelehnt, und da -
ür die Beseitigung jeder Sondergesetzgebung und Unterstellung
>er Reichsbahn unter die Hoheit des Deutschen Reiches ge -

fordert.
£

Di « Bemühungen der Reichsbahn - Gesellschaft, den au die
Konkurrenz, insbesondere an den Lastkraftwagenverkehr ver-
loreneugegangene Berkehr für die Deutsche Reichsbabn wieder
zurückzuerobern, wurden von der Konferenz gutgeheihen und
werden nach besten Kräften unterstützt .

Die Konferenz bedauerte , daß trotz aller Maßnahmen auf
dem Gebiete der Arbeitsbeschaffung die Deutsche Reichsbahn -
Gesellschaft immer mehr und mehr zu Personalverminderungen
schreitet , deren Durchführung — Entlassung von Betriebsarbei¬
tern und vorzeitige Pensionierung von Beamten des Betriebs -
dienstes — in vielen Fällen jedes soziale Verständnis vermissen
lassen, und erwartet von der Deutschen Reichsbahn - Gesellschaft ,
daß wenigstens vorläufig alle technischen Neuerungen , die nur
noch neue Arbeitslose schaffe, unterbleiben .

Eine Tagung badischer Bermeffungsbeamten fand in Karls -
ruhe statt. Der Tagung , die in erster Linie der Wissenschaft -
lichen Fortbildung ' diente , wohnten vom Finanzministerium
Ministerialdirektor Dr. Fuchs und Präsident Dr. Paul , ferner
der Präsident des deutschen Vereins für Vermessungswesen ,
Oberregierungsrat Kracke, Berlin , und Berufsvertreter des
höheren Vermessungsdienstes der Nachbarländer bei . In einer
Vortragsreihe im Aulabau der Technischen Hochschule kamen
zahlreiche Themen zur Sprache , u . a . „Die volkswirtschaftliche
Bedeutung der beschleunigten Durchführung von Feldbereini -
gung in Baden "

. In einer geschlossenen Mitgkederversamm -
lung wurden Berufs - und Standesfragen besprochen und auf
die schlechten Anstellungsverhältnisse im badischen höheren Ver -
Messungsdienst hingewiesen . Zum 1 . Vorsitzenden wurde Ver -
messungsrat Ballack, Sinsheim , an Stelle des bisherigen Vor -
sitzenden Regierungsbaurat Dr.-Jng . Merkel gewählt .

^ Landestagung der badischen Aufsichtsbeamten in Freiburg .
In Freiburg tagte die Landesversammlung des 400 Mitglieder
zählenden Verbandes der Aufsichtsbeamten in den badischen
Straf - und Erziehunsanstalten . Das Justizministerium war
vertreten durch den Direktor der Freiburger Strafanstalt »
Oberregierungsrat Dr . Kölblin . Im Mittelpunkt der Verhand -
lungen stand die Auswirkung des Spargutachtens auf die Be -
soldungsverhältnisse der Aufsichtsbeamten und die Verminde -
rung der Planstellen , wie sie in dem jüngst vom Landtag ver -
abschiedeten Staatsvoranschlag für das Justizministerium fest-
gelegt ist. — Vorsitzender DitteS , Karlsruhe , bedauerte , daß
die schwere Tätigkeit der Gefängnisbeamten , welche sich ständig
hinter Kerkermauern vollzieht und viele Anforderungen an
die Gesundheit und die Nervenkraft der Aufsichtspersonen
stellt , künftig in der Besoldungsfrage nicht mehr gleich ge-
wertet wird mit der der Polizei und Gendarmerie . Er bat
den Vertreter der Regierung und die anwesenden Abgeovdne -
ten , wenigstens dafür einzutreten , daß die Verminderung der
Planstellen nur allmählich erfolgt , was zugesagt wurde .
Natürlich stand in dieser Tagung auch der Strafvollzug zur
Erörterung , veranlaßt durch ein Referat des BunSesvorsitzen -
den Hornig , das ergänzt wurde durch Direktor Dr. Kölblin .
Letzterer hatte gegen den jetzigen Strafvollzug in Stufen , nach
seinen persönlichen Erfahrungen , mancherlei Bedenken .

Der Verband badischer Förster hielt in Gengenbach seine
diesjährige Tagung ab, an der etwa 150 Förster teilnahmen .
Das badische Ministerium war durch Oberforstrat Dißlin
aus Karlsruhe vertreten . Auf der Hauptversammlung erstat -
tete der 1 . Vorsitzende , Oberforstrat Krutina , Heidelberg , nach
der Begrüßungsansprache den Jahresbericht und den Bericht
der Offenburger Borstandssitzung . Ein lehrreicher Vortrag
von Forstrat Hug , Gengenbach , über Bodenverhältnisse und
praktische und nützliche Anpflanzungen fand reges Interesse .
Die nächste Tagung soll aus finanziellen Gründen erst in
zwei Jahren , und zwar wahrscheinlich in Heidelberg , statt -
finden .

Reichstagung des Deutschen WerkmeisterverbandeS . Der
innerhalb des Afabundes dem AFGB angeschlossene Deutsche
Werkmeisterverband hielt seine 30 . Reichstagung in Mannheim
ab . Der Vorsitzende konnte 61 Delegierte aus allen Teilen
des Reiches begrüßen . Aus dem Jahresbericht ist zu entneh -
men , daß der Verband gleichfalls unter der Arbeitslosigkeit
sehr zu leiden hat . 23 000 Mitglieder sind heute stellenlos .
Der Unterstützungsaufwand des Verbandes erreichte im ver -
gangenen Jahr die Summe von 4,6 Millionen Reichsmark .
Zur Bewältigung dieser Leistungen mutzte auch das Verbands -
vermögen herangezogen werden , das jetzt 4,3 Millionen Reichs -
mark beträgt . Der Deutsche Wetkmeisterverband sei zwar
politisch an keine Partei gebunden , reihe sich aber in die
Eiserne Front ein und bekämpfe politische wie soziale Reak -
tion .

S16 . Bruchsal. Im Kon »
kursverfahren über da»
Vermögen des Bäckermei-
sters Emil Becker in Lan -
genbrücken ist zur Abnahme
der Schlußrechnung , zur
Erhebung von Einwendun -
gen gegen das Verzeichnis
der bei der Verteilung zu
berücksichtigenden Forder -
ungen , zur Beschlußfassung
über die nicht verwertbaren
Vermögensstücke und die
Festsetzung derVergütungen
UndAuslagen derGläubiger -
ausschutzmitglieder sowie
zur Festsetzung der Ver¬
gütung und Auslagen des
Verwalters Schlußtermin
bestimmt auf : Freitag, dm
22 . Juli 1932 , »»rmittags
10 Uhr , vor dem AmtSge -
richt, hier, I . Stock, Zimmer
Nr . 1 . Bruchsal , den 17 . Juni
1932 . Amtsgericht IV .

Wir werben für Siel
f

Fidelltas - Bier
unsere langjährige Spezialität

von keinem anderen Bier an Wohlgesohmaefc und Bekömmlichkeit uber¬
troffen . - Die Verwendung von Malz au « bester inländisoher Gerste , erzeugt
in unseren eigenen Mälzereien , besondere Verfahren der Herstellung
und ungewöhnlich lange Lagerung , verbürgen ein erstklassiges Produkt .

BRAUEREI SCHREMPP - PRINTZ , KARLSRUHE

Donnerstag , 23 . Juni 1932
*B 29 . 5CH..@em .l 101- 1800

und 1501 — 1550

Hossmanns Erzählungen
Von Offenbach

Dirigent : Krips
Regie : Dr . Waag

Mitwirkende :
Blank , Haberkorn, Winter .

Grötzinger , Hospach,
alnbach, Kiefer , Löser,

Nentwig , Schoepflin
Anfang 20 Ende 22'/,
Preise D (0,90 - 5,70 JMS)

Fr .24 .6 .Dertapfere Easfian .
Hierauf : Große Szene . Hier-
auf : Der grüne Kakadu.
Sa . 25 .6 . Im weißen Röhl .

©0 .26 .6. Margarete .

Druck G . Braun . Karlsruhe
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